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C'est àl'unanimité quela
Chambre des Député−e−s
luxembourgeoise ademan-
dé au Gouvernement "d'uti-
lisertouslesinstruments
pertinents pourramenerle
gouvernement Sharon àla
table des négociations". Si
laclasse politique aainsi
identifiélapart deres-
ponsabilité deSharon, elle
estloin d'être unanimesur
les moyens à mettre en
oeuvre.
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EU/NAHEROSTEN

Die EU−Außenminister
habensich gegen

Sanktionen gegenIsrael
entschieden.

Eine begrüßenswerte
Entscheidung.

Denn einseitiger Druck
führt zu mehr Krieg.

Für wen bist Du? Israel
oder Palästina? Die Antwort
auf diese Frage spaltet zur
Zeit nicht nur linke Kreise in
Deutschland. Kein Wunder,
dass vor alleminder Bundes-
republik die Emotionen in
diesem Konflikt hochkochen
und die Nerven ziemlich
schnell blank liegen. Wenn
Palästinenser zusammen mit
Deutschen "Sharon ist ein
Mörder und Faschist" brül-
len; auf denselben Demos
Kinder als Selbstmordatten-
täter verkleidet auf den
Schultern von angeblichen
Friedensaktivisten herumge-
tragen werden, wenn deut-
sche Politiker von einem
"hemmungslosen Vernich-
tungskrieg" reden und der
Bundeskanzler gar deutsche
Jungs und Mädels an die
Front i m Nahen Osten schi-
cken will, zucken nicht nur
die Menschen jüdischen
Glaubens, diein Deutschland
leben, zusammen.
In Luxemburg bot sich am
Montag glücklicherweise ein
anderes Bild. Zwar waren

ebenfalls vereinzelt extremis-
tisch−islamistische Parolen
auf der Demonstration an-
lässlich der EU−Außenmini-
sterkonferenz zu hören. Die
Reaktion der VertreterInnen
der hiesigen Friedensbewe-
gungzeigtejedoch, dass man
sich von blinden pro−palästi-
nensischen Solidaritätskund-
gebungen distanzieren will.
Undder Protest sichnicht als
si mple Antwort auf die Frage
"Für wenbist Du?" versteht.
Eine solche Differenzie-

rungist vor allemimNahost−
Konflikt notwendiger dennje
zuvor. Je radikaler beide Sei-
ten vorgehen, je auswegloser
die Situation für Israelis und
PalästinenserInnen erscheint
− umso wichtigerist es, Kritik
oder gar politischeForderun-
gen differenziert auszufor-
mulieren.
Und verbale Vergleiche zu

überdenken. Es ist weder an-
gebracht, das Vorgehen der
Israelis mit Naziverbrechen
wie einemVernichtungskrieg
gleichzusetzen, noch den

Staat Israel mit demehemali-
gen südafrikanischen Apart-
heidregi me, das auf rassisti-
schen Gesetzen aufbaute, zu
vergleichen. Leidertendieren
gerade in der Israel/Palästi-
na−Frage derzeit viele zur
Schwarz−Weiß−Malerei. Die
Debatte i mEuropaparlament
inder vergangenen Wocheist
nur ein Beispiel dafür. Nicht
nurinStraßburg, auchinvie-
len europäischen Medienfin-
det dieser Tage eine oft sehr
einseitige anti−israelische
Schuldzuweisung statt. Nach
dem Motto: Die Bösen sind
klar ausgemacht, es gilt nun,
den nötigen Druck auf sie
auszuüben, umden Guten zu
helfen.

Bei aller berechtigter Kritik
an der Unverhältnismäßig-
keit der Mittel, die dieisraeli-
sche Armee zur Zeit einsetzt:
Dass ihr Vorgehen nicht aus
einem historischen Vakuum
heraus entstanden ist, wird
oft vergessen oder bleibt zu-
mindest unerwähnt. Als sich
das Europaparlament in sei-
ner Resolution für einseitige
Sanktionen gegenüber Israel
aussprach, jubelte vor allem
die Fraktion der Linken, die
mit PLO−Stickernauf denRän-
gensaß. Darüber, welche De-
mokratiedefizite es auf der
Seite der Guten, das heißt,
der Palästinenser, gibt; dar-
über, was Selbstmordattenta-
te eigentlich mit einem "Be-
freiungskampf" zutun haben,

wollte sich kaumjemand von
ihnenauslassen.
"Die tun was", so die Reak-

tion einiger Kommentatoren
auf das "mutige" Votum des
Parlaments. I m Gegensatz zu
den EU−Ministern, die nur ta-
tenlos zusehen. Die Außen-
minster haben sich am Mon-
tag gegen Sanktionen ausge-
sprochen. Auch wenn man
ihre Einfallslosigkeit in Sa-
chen Konfliktbewältigung be-
klagen kann, ist dies eine be-
grüßenswerte Entscheidung.
Wie Israel unter Druck rea-
giert, hat es in diesen Wo-
chen hinlänglich gezeigt.
Mehr Druck und vor allem
mehr Isolation, die das Land
nach den Reaktionen auf den
11. September zumTeil erfah-
ren musste, führen unweiger-
lichzueinemhärteren Vorge-
hender Armee.
So wichtig es ist, sich für

das Ende der Militäroffensive
und elementare Menschen-
rechtefür PalästinenserInnen
einzusetzen: Der israelischen
Regierungundden Menschen
die Gewissheit zugeben, dass
der Staat Israel nicht in Ge-
fahr ist − darin besteht die
große Herausforderungeines
jeden Lösungsversuchs. Und
dieser Ansatz muss deshalb
Bestandteil einerjedenInitia-
tivesein, obsievonEU−Minis-
tern, vom Parlament oder
einer Friedensdemonstration
ausgeht.

Ein Kommentar von
Danièle Weber
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Sanctionner Israël?

Preis: 1,49€

I mmigration
Face aux appréhensi ons
du débat publi c, l' ASTI
l ance une campagne de
recherche et de sensi-
bili sati on.
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Hyper− oder Pseudo-
aktiv?
Konferenzen, Pil otpro-
jekte ... Wi e weni g Neues
und Fundi ertes di e Poli-
ti k gegen di e Bil dungs-
mi sere tatsächli ch vor-
zuwei sen hat, zei gt si ch
bei den "Probl emfäll en".

aktuell, Seite 8

Enretrait
Avec sa gal eri e "beau-
montpubli c & köni gbl oc",
Marti ne Schnei der a pré-
féré se retirer dans un
li eu moi ns rythmé que l e
Centre−Vill e et trans-
mettre l' art autrement ...
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Musiquessacrées
Jeudi prochai n débutera
l e "Festi val de Musi ques
sacrées" avec un concert
du pi ani ste sud−afri cai n
Abdull ah I brahi m. Un
arti ste hors du commun
à voir à Ettel brück.
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19/4-28/4/2002
(fil m/theatre/concert/events)


